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Bericht 

über den zweiten Teil der 16. Sitzungsperiode 
der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 16. bis 19. November 1970 


Am ersten Tag der Novembersitzung der WEU- 
Versammlung sprachen der luxemburgische Außen- 
minister Thorn als amtierender Präsident des Rates 
und der parlamentarische Staatssekretär im briti- 
schen Verteidigungsministerium Kirk zu den Mit- 
gliedern der Versammlung. Außenminister Thorn, 
der u. a. auch das Thema der geplanten Sicherheits- 
konferenz für Europa behandelte, anwortete auf 
eine diesbezügliche Frage von Abg. Dr. Kliesing 
(CDU/CSU), daß die westlichen Alliierten zwar 
wiederholt über eine Tagesordnung für eine solche 
Konferenz beraten, aber noch keine konkreten Vor- 
schläge ausgearbeitet hätten; es sei wohl vor allem 
Aufgabe der NATO, den Plänen des Warschauer 
Paktes eigene Vorstellungen entgegenzustellen. 

Für den Verteidigungsausschuß legte der nieder- 
ländische Abgeordnete van der Stoel einen Bericht 
über die europäische Sicherheit und die Rüstungskon- 
trolle vor; in der anschließenden Debatte ergriff der 
Generalsekretär der NATO Brosio das Wort und 
antwortete auf mehrere Fragen der Abgeordneten 
Dr. Kliesing, Draeger und Lenze, daß die Anwesen- 
heit der sowjetischen Flotte im Mittelmeer zwar das 
militärische Gleichgewicht verändert, aber die mili- 
tärische Überlegenheit der NATO-Streitkräfte nicht 
in Frage gestellt habe; es werde auch alles getan, 
um Malta so zu unterstützen, wie es seine Stellung 
im Rahmen der Allianz erfordert. Er glaube nicht, 
daß ein massiver Rückzug amerikanischer Truppen 
aus Europa bevorstehe; wenn es einige kleinere 
Veränderungen gegeben habe, so sei davon die 
Kampfkraft der amerikanischen Truppen nicht be- 
einträchtigt worden. 

In seinem Diskussionsbeitrag zu diesem Bericht 
machte Abg. Draeger auf die wachsende Präsenz der 
sowjetischen Streitkräfte im Bereich des Mittel- 
meeres aufmerksam; es stünden etwa 30 Uberwas- 
serschiffe und eine nicht genau bekannte Zahl von 
U-Booten im Mittelmeer bereit, und zu Lande wür- 


den neue Stützpunkte für die Luftflotte errichtet; er 
forderte dringend dazu auf, die NATO-Streitkräfte 
im Mittelmeerraum so zu verstärken, daß sie dieser 
alarmierenden Tatsache Rechnung tragen können; 
durch Harmonisierung, Rationalisierung und Auf- 
gabenteilung müsse versucht werden, das weitere 
Vordringen der sowjetischen Streitkräfte zu stoppen. 

Abg, Dr, Klepsch (CDU/CSU) stellte mit Befrie- 
digung fest, daß sich in der Beurteilung der militä- 
rischen Situation die Mitglieder der Versammlung 
weitgehend einig seien, dagegen glaube er, daß 
daraus, nicht die nötigen Folgerungen gezogen wür- 
den; eine Steigerung aller Haushaltsausgaben für 
Verteidigungszwecke um 5 % sei das mindeste, was 
erreicht werden müsse; eine gemeinsame euro- 
päische Verteidigungskonzeption innerhalb der 
nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft sei un- 
erläßlich, wenn der Frieden in Europa für lange Zeit 
gesichert werden solle. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) verband als schei- 
dender Vorsitzender des Ausschusses für die Ver- 
bindung zu den Parlamenten mit dem Dank für die 
vorbildliche Zusammenarbeit in den vergangenen 
Jahren den dringenden Wunsch, die Kommission 
möge die Arbeit im gleichen Geiste fortsetzen, da 
die WEU-Versammlung sich der Unterstützung der 
nationalen Parlamente sicher sein müsse, wenn sie 
für ihre Gedanken und Vorschläge Resonanz finden 
wolle. Seine eigenen Erfahrungen bei zahlrei- 
chen Gesprächen mit hervorragenden Vertretern der 
nationalen Parlamente hätten ihm die Gewißheit 
gegeben, daß an deren Bereitschaft zur Zusammen- 
arbeit nicht zu zweifeln sei. 

Zum zentralen Thema der politischen Debatte 
wurde der von Abg. Sieglerschmidt (SPD) vorge- 
legte Bericht über die Ost-West-Politik und die 
europäische Sicherheitskonferenz; an ihr nahmen 
eine Reihe deutscher Abgeordneter und der Staats- 
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Sekretär im französischen Außenministerium de Lip- 
kowski teil. 

Abg. Sieglerschmidt ging in seinem mündlichen 
Bericht davon aus, daß im gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht Abschließendes .über den Ablauf der Verhand- 
lungen mit den Ostblockländern gesagt werden 
könne, daß aber ein günstigeres Verhandlungsklima 
sich ankündige, das sich auch auf die Vorbereitun- 
gen für eine Sicherheitskonferenz auswirken könne; 
das setze jedoch eine geschlossene und realistische 
Einstellung der westlichen Länder gegenüber ihren 
östlichen Verhandlungspartnern voraus. Sowohl 
bilaterale wie mulilaterale Verhandlungen sollten 
praktiziert werden, die NATO, die WEU und die 
EWG sollten bei exakter Aufgabenverteilung in die 
Verhandlungen eingeschaltet werden. Niemand 
glaube, daß durch die mit dem Ostblock geschlos- 
senen Verträge die europäische Sicherheit schon 
gewährleistet sei, die europäische Sicherheitspolitik 
müsse weiterhin sorgfältig abgestimmt werden; 
deshalb denke die Bundesrepublik nicht daran, ihre 
engen Bindungen im Westen im geringsten zu 
lockern. Die Breschnew-Doktrin sei zweifellos eine 
sehr gefährliche Sache, an der man aber vorerst 
nicht vorbeikomme; ihre Beseitigung solle das Ziel 
der europäischen Sicherheitskonferenz bzw. einer 
Kette ähnlicher Konferenzen sein. 

Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) trat dafür ein, daß 
die Verhandlungen mit den Ostblockländern und 
die Vorbereitungen für die europäische Sicherheits- 
konferenz weitergeführt würden, wenn auch ein ge- 
wisses Risiko nicht ausgeschlossen werden könne; 
die Vertragsverhandlungen in Moskau und Warschau 
ließen jedenfalls auf eine gewisse Bereitschaft der 
anderen Seite schließen; er begrüße daher den Vor- 
schlag, ein ständiges, internationales Organ zu 
schaffen, das einen kontinuierlichen Ablauf der spä- 
teren Konferenz ermöglichen könne. Nur eine ge- 
naue Vorbereitung und die gesicherte Zusammen- 
arbeit der westlichen Verbündeten gäben eine Ge- 
währ für einen befriedigenden Verlauf dieser Kon- 
ferenzen. 

Nach Meinung von Abg. Dr. Kliesing ist es nicht 
klar, welche Motive die Sowjetunion für ihre Ver- 
handlungsbereitschaft mit dem Westen habe; er 
machte auf eine Rede aufmerksam, in der sich das 
Mitglied des obersten Sowjet Schuko w in Bonn 
ganz eindeutig gegen die europäische Einigungs- 
idee ausgesprochen habe; nach dessen Auffassung 
sei Europa nicht in der Lage, die amerikanische 
Herausforderung zu beantworten, dazu bedürfe es 
eines Gesamteuropa, das die Sowjetunion ein- 
schließe und vom Atlantik bis zum Pazifik reiche. 
Das heiße also, daß sich zwei Europakonzeptionen 
gegenüberstünden, und welche Gefahr die sowjeti- 
sche Konzeption in sich berge, bedürfe keiner Er- 
örterung. Für das vereinigte, freie, demokratische 
und föderalistische Europa gebe es jedoch eine 
Chance, wenn die westlichen Demokratien ihre ge- 
samten ostpolitischen Aktivitäten genau aufeinan- 
der abstimmten — vor allem auch hinsichtlich der 
europäischen Sicherheitskonferenz — und selbst- 
verständlich die Vereinigten Staaten in ihre Bera- 
tungen mit einbezögen. 


Abg. Alber (CDU/CSU) erkannte die Objektivität 
des Berichterstatters an, war aber nicht bereit, in 
allen Punkten seinen Optimismus zu teilen; die 
Sowjetunion habe auf ihr altes Ziel der Weltrevo- 
lution nicht verzichtet und mit der Vertragstreue 
nehme sie es nicht genau, wenn ihre Interessen 
ernsthaft auf dem Spiele stünden; jede Entspan- 
nung müsse durch erhöhte Sicherheitsbemühungen 
und Wachsamkeit ergänzt werden; dazu gehöre 
auch, daß neue Handelsbeziehungen mit dem Osten 
nicht dazu führen dürften, das Rüstungspotential 
der kommunistischen Streitkräfte zu stärken. Er sei 
sicher, daß das demokratische und freiheitliche 
System Westeuropas eine große Ausstrahlungs- 
kraft auf die Länder des Ostblocks habe. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) wies darauf hin, 
daß, wenn so viel von befriedigenden Lösungen 
für Berlin gesprochen werde, man doch nicht darauf 
verzichten dürfe, auch für die Beziehungen zwi- 
schen den Bevölkerungen der beiden Teile Deutsch- 
lands befriedigende Abmachungen zu treffen; die 
Bundesregierung habe bereits erhebliche Vorlei- 
stungen durch ihre seiner Ansicht nach zu früh ge- 
leistete Unterschrift unter den deutsch-sowjetischen 
Vertrag erbracht; die Sowjetunion versuche offenbar, 
ihre These durchzusetzen, daß West-Berlin ein dritter 
deutscher Staat sei; das zu verhindern sei eine Auf- 
gabe der Viererverhandlungen. Für gefährlich halte 
er es, wenn über die geplante Sicherheitskonferenz 
zu viel auf bilateralem Wege gesprochen werde, 
ohne daß eine ausreichende Konsultation zwischen 
den westlichen Regierungen stattgefunden habe. 

Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) erwartet von einem 
System von Vertragsabschlüssen, in das alle Staa- 
ten des Ostblocks einbezogen werden sollten, eine 
allgemeine Verbesserung des Klimas, das allmäh- 
lich zu einer wirklichen Entspannung führen könne. 
Er glaube nicht, daß es viel Sinn habe, immer wie- 
der die kommunistische Ideologie zu beschwören; 
gefährlich sei der Kommunismus vor allem da, wo 
er imperialistische Ansprüche stelle, und dazu habe 
er in Westeuropa wenig Gelegenheit; die Einigkeit 
und Zusammenarbeit der westeuropäischen Staaten 
scheine ihm eine ausreichende Garantie dafür zu 
sein, daß es Moskau nicht gelingen werde, seinen 
Einflußbereich nach Westen auszudehnen. 

Abg. Carlo Schmid (SPD) sagte, man dürfe die 
neue deutsche Ostpolitik nicht isoliert betrachten, 
sie sei bereits in der Ara Konrad Adenauers begon- 
nen worden, sie reihe sich in die Entspannungspo- 
litik in der Welt ein und werde in Abstimmung 
mit den westlichen Verbündeten durchgeführt. Mit 
der Existenz der Sowjets müsse man sich abfinden, 
aber es führe zu nichts, mit ihnen im dauernden 
Zustand absoluten Mißtrauens zu leben. Wer sich 
der Kraft seiner Ideen bewußt sei, könne auch den 
Mut haben, einem Partner Vertrauen zu schenken, 
der von anderen Voraussetzungen ausgehe. Die 
Verträge von Moskau und Warschau seien natür- 
lich für die Deutschen eine nicht leicht zu nehmen- 
de Last, aber sie könnten sich den Realitäten nicht 
entziehen und die Schuld der Vergangenheit ver- 
leugnen. Er sei überzeugt, daß man trotz allem mit 
diesen Verträgen in der Zukunft besser leben 
werde. 
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Abg. Amrehn (CDU/CSU) warnte vor zu großem 
Optimismus hinsichtlich der geplanten Friedenskon- 
ferenz; seit Beginn der Gespräche über diese Kon- 
ferenz hätten die Sowjets ihre Aufrüstungsbemü- 
hungen ungeheuer verstärkt und die SALT-Ge- 
spräche seien auch nicht weitergekommen. Vor 
allem aber werde sich in der Berlin-Frage erweisen, 
ob tatsächlich mit einer Verhandlungsbereitschaft 
des Ostens zu rechnen sei; auf jeden Fall stimme 
es nachdenklich, wenn in diesem Jahr der Export 
West-Berlins nach dem Osten beträchtlich zurückge- 
gangen sei. Auf die Präsenz der Alliierten in Berlin 
könne ebensowenig verzichtet werden wie auf den 
störungsfreien Verkehr nach Berlin ohne Kontrollen; 
die Vertretung West-Berlins durch die Bundesrepu- 
blik in den östlichen und westlichen Staaten müsse 
daher ebenso garantiert werden wie der ungehin- 
derte Besuch im östlichen Teil der Stadt und des 
Landes für die Westberliner Bevölkerung und die 
übrigen westdeutschen Menschen. 

Als Vorsitzender des Politischen Ausschusses be- 
grüßte es Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD), daß die 
Debatte über ein umstrittenes Thema so sachlich und 
fundiert geführt worden sei; der Wille zur Entspan- 
nung sei allenthalben sichtbar geworden; zwar 
werde die Auseinandersetzung mit dem Kommu- 
nismus weitergehen, aber eine Verständigung mit 
den Staaten und Völkern in seinem Bereich sei 
denkbar und vertretbar, wenn Westeuropa zu ge- 
meinsamem Planen und Handeln entschlossen sei. 

Die am Schluß der Debatte angenommene Emp- 
fehlung 201 ist im Anhang beigefügt. 

Zu einem Bericht des französischen Abgeordne- 
ten Neßler über die Lage im Vorderen Orient 
meinte Abg. Blumenfeld, daß die neueste Entwick- 
lung in diesem Raum den Auffassungen und Vor- 
schlägen des Berichterstatters weitgehend recht zu 
geben scheine und die Ausgangspositionen für alle 
Beteiligten günstiger seien als seit langer Zeit. Vor 
allem aber müsse das Problem der Palästina-Flücht- 
linge neu überdacht und neue Methoden der Hilfe 
für sie entwickelt werden, um sie endlich aus dem 
trostlosen und zermürbenden Lagerleben zu be- 
freien. Wenn für die Frage des Suez-Kanals, wie es 
den Anschein habe, in absehbarer Zeit eine Lösung 
gefunden werde, könnten sich ganz neue Aspekte 
ergeben. 

Abg. Alber (CDU/CSU) sagte, er habe bei einem 
Besuch im Vorderen Orient den Eindruck gewonnen, 
daß die Probleme dort lösbar seien. Die Sowjetunion 
habe sich in diesem Raum etabliert, daran sei nichts 
zu ändern, sie habe aber auch Interesse daran, daß 
es dort allmählich zu einer Beruhigung komme. Sei- 
ner Meinung nach solle ein eigener Staat Palästina 
entstehen, der mit sinnvoller europäischer Unter- 


stützung durchaus lebensfähig sein und die revolu- 
tionären Strömungen absorbieren könne. 

Die Empfehlung 202 über die Lage im Vorderen 
Orient ist im Anhang beigefügt. 

Die Debatte über Fragen der Wissenschaft und 
Technologie wurde eingeleitet mit einem Referat 
vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, 
Professor Leussink, über die politischen Grundfra- 
gen einer europäischen Technologiepolitik, der da- 
von ausging, daß sich die unklare Zusammenarbeit 
in Europa in einer tiefgreifenden Krise befinde und 
konkrete Ansätze für eine europäische Forschungs- 
politik noch fehlten; ebenso sei es noch nicht ge- 
lungen, sich auf ein gemeinsames europäisches Welt- 
raumforschungsprogramm zu einigen. Von Anfang 
an habe es an einer Übereinstimmung der politi- 
schen und sachlichen Zielvorstellungen gefehlt, die 
oft durch die Betonung der nationalstaatlichen Sou- 
veränität unterlaufen wurden oder durch Bevor- 
zugung der bilateralen Zusammenarbeit; außerdem 
gebe es noch keine gemeinsame europäische Indu- 
striepolitik. Das habe zu psychologischen Reaktionen 
geführt, die sich auch in der Zukunft noch verhäng- 
nisvoll auswirken könnten, und die Frage nahe- 
legten, ob das Ziel einer europäischen Technologie- 
politik nicht überhaupt eine Illusion sei. Wenn aber 
ein politisch geeintes Europa erst einmal Wirk- 
lichkeit sei, werde es auch eine gemeinsame Wis- 
senschaftspolitik geben; bis dahin müsse das Ziel 
durch eine Anzahl kleiner Schritte zu erreichen 
versucht werden. Was im Augenblick erreichbar er- 
scheine, sei ein Konsultationsmechanismus der euro- 
päischen Regierungen, der aktiv werden solle, bevor 
Vereinbarungen zwischen Einzelstaaten getroffen 
werden. 

In der Debatte über Fragen der Wissenschaft und 
Technologie kritisierte Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) 
die schwerfällige Prozedur bei Entscheidungen über 
technologische Fragen und forderte die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften auf, konkrete 
Vorschläge für eine europäische Koordination und 
für Gemeinschaftsprojekte zu machen; namentlich 
für drei Bereiche sollten vordringlich europäische Lö- 
sungen gefunden werden: für den Airbus, die Com- 
putertechnik und die Ozeanographie. Die Mitglieder 
der Versammlung müßten in ihren Parlamenten 
diesen Problemen erhöhte Aufmerksamkeit schen- 
ken. 

Bei den Wahlen in den Ausschüssen wurden Abg. 
Dr. Schulz (Berlin) zum Vorsitzenden des Politischen 
Ausschusses, Abg. Dr. Kempfier zum stellvertreten- 
den Vorsitzenden im Geschäftsordnungsausschuß 
und Abg. Dr. Rinderspacher zum stellvertretenden 
Vorsitzenden im Ausschuß für Wissenschaft, Tech- 
nologie und Raumforschung gewählt. 


Bonn, den 7. Dezember 1970 


Blumenfeld 

Der Stellv. Vorsitzende 


Dr. Schulz (Berlin) 

Der Vorsitzende 
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Anlage 


(Übersetzung) 


Versammlung der Westeuropäischen Union 
43, av. du President Wilson, 

Paris 16®, 

Carnot 08-00, Uneurop-Paris 


Der Präsident 


Paris, den 19. November 1970 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Herrn Kai-Uwe von Hassel 

Bonn 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich beehre mich. Ihnen hiermit die Texte von zwei Empfehlungen zu 
übersenden, die von der Versammlung der Westeuropäischen Union 
während des Zweiten Teils ihrer 16. Ordentlichen Sitzungsperiode 
vom 16. bis 19. November 1970 in Paris angenommen wurden: 

Empfehlung Nr. 201 betr. die Ost-West-Politik und die Euro- 
päische Sicherheitskonferenz 

Empfehlung Nr. 202 betr. die Lage im Nahen Osten 

Diese Texte dürften für Ihr Parlament von Interesse sein. Die Ver- 
sammlung brachte den Wunsch zum Ausdruck, daß sie zum Gegen- 
stand von Fragen oder Interpellationen im Plenum oder in den Aus- 
schüssen gemacht würden. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung 


Rene RADIUS 

Vizepräsident der Versammlung 
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Empfehlung 201 


betr. die Ost- West-Politik und die europäische Sicherheitskonferenz 

angenommen von der Versammlung der Westeuropäischen Union 
am 18. November 1970 


Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß eine Verbesserung der Be- 
ziehungen zwischen den westeuropäischen Ländern, 
insbesondere der Bundesrepublik und den osteuro- 
päischen Ländern ein unerläßlicher Schritt auf dem 
Wege zur Entspannung war und bleibt; 

ist der Auffassung, daß die Sowjetunion und ihre 
Verbündeten sich an der Suche nach den für eine 
weitere Entspannung notwendigen Kompromißlö- 
sungen beteiligen müssen; 

hält es für wesentlich, daß die westlichen Länder 
in ihren Beziehungen zu den Ländern Osteuropas 
weder im politischen noch im wirtschaftlichen Be- 
reich miteinander in Konkurrenz treten, da dies 
ihrer Sache großen Schaden zufügen würde; 

stellt fest, daß die geplante europäische Sicher- 
heitskonferenz interessante Aussichten bieten 
könnte ; 

begrüßt es, daß der Nordatlantikrat mit der Aus- 
arbeitung einer diesbezüglichen gemeinsamen Stel- 
lungnahme begonnen hat; 

ist der Auffassung, daß eine solche Konferenz eher 
der Ausgangspunkt einer Zusammenarbeit zwischen 
Ost und West sein sollte als ein Endziel; 

empfiehlt dem Rat: 

1. die Prüfung bilateraler Kontakte zwischen jedem 
seiner Mitglieder und der Sowjetunion und den 


Warschauer-Pakt-Ländern regelmäßig auf die 
Tagesordnung seiner Sitzungen zu setzen, so daß 

a) dem Abschluß jedes Abkommens mit diesen 
Ländern eine Beratung vorausgehen kann; 

b) Übereinstimmung über die sich aus dem Ab- 
schluß jedes Abkommens mit diesen Ländern 
für ganz Westeuropa ergebenden Folgen er- 
zielt werden kann; 

2. ebenfalls die Wirtschaftsbeziehungen eines jeden 
Mitgliedstaates mit den Ländern Osteuropas zu 
prüfen, um eine für den wirtschaftlichen Zusam- 
menhalt Europas gefährliche Konkurrenz zu ver- 
meiden; 

3. zu prüfen, unter welchen Bedingungen eine euro- 
päische Sicherheitskonferenz stattfinden kann 
und die Standpunkte der Mitglieder hinsichtlich 
des Ortes, des Zeitpunkts, der Tagesordnung so- 
wie die im Anschluß an diese Konferenz zu er- 
greifenden Maßnahmen zu koordinieren; 

4. darauf zu bestehen, daß eine Untersuchung von 
Maßnahmen zur Förderung des Austausches von 
Personen, Gütern und Ideen zwischen allen euro- 
päischen Ländern auf die Tagesordnung gesetzt 
wird; 

5. die Regierungen der Mitgliedstaaten zu ersuchen, 
alle notwendigen Schritte einzuleiten, damit dies 
bereits bei der nächsten Sitzung des Minister- 
rates geschieht. 
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Empfehlung 202 


betr. die Lage im Nahen Osten 

angenommen von der Versammlung der Westeuropäischen Union 
am 15. November 1970 


Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß die westeuropäischen Län- 
der einen wirksamen Beitrag zur wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung der Nahostländer leisten 
können und erkennt die Notwendigkeit wirksamer 
Garantien für jede friedliche Regelung an; 

ist jedoch der Auffassung, daß die Wirksamkeit 
dieses Beitrages weitgehend von der Übereinstim- 
mung der europäischen Länder über die konkreten 
Mittel und Verfahren zu seiner Verwirklichung ab- 
hängt; 

ist der Auffassung, daß jede militärische Präsenz 
eines fremden Staates eines der Haupthindernisse 
auf dem Wege zu einer ausgehandelten Regelung 
ist; 

verweist auf die Initiativen der Vereinten Natio- 
nen und vor allem auf die Entschließung 242 vom 
22. November 1967; 

begrüßt es, daß Botschafter Jarring seine Aufgabe 
wieder aufgenommen hat und daß die Vereinbarung, 
das Feuer einzustellen, beibehalten wurde; 

ist der Auffassung, daß die militante Tätigkeit der 
palästinensischen Organisationen im Libanon und in 
Jordanien, die die Folge der immer noch ungelösten 
Flüchtlingsfrage ist, die rechtmäßigen Regierungen 
dieser Länder gefährdet; 

empfiehlt dem Rat: 

1. seine Beratungen auf Ministerebene über die 
Lage im Nahen Osten fortzusetzen, um einen 
eigenen europäischen Standpunkt in den verschie- 
denen internationalen Instanzen zu vertreten mit 
dem Ziel, einen Beitrag zur Herstellung eines 
gerechten und dauerhaften Friedens, der Araber 
und Israelis zufriedenstellt, zu leisten; 

2. den Entwurf eines Abkommens vorzuschlagen, 
das jedem Land untersagt, den kriegführenden 
Parteien militärischen Beistand zu leisten und die 
Voraussetzungen für eine Entspannung festlegt 
sowie seinen Einfluß geltend zu machen, damit 


die Feuereinstellung eingehalten und bis zur 
Vereinbarung einer friedlichen Regelung verlän- 
gert wird; 

3. bei der wirtschaftlichen und sozialen Rehabilitie- 

rung der Flüchtlinge in ihren Aufenthaltsländern 
oder in anderen Ländern dieses Gebietes zu hel- 
fen; ^ 

4. erneut einen finanziellen Beitrag Europas für die 
Unternehmen zu erwägen, deren Absicht es ist, 
die Wirtschaftsentwicklung in den Staaten, die 
sie aufzunehmen bereit sind, zu beschleunigen; 

5. eine baldige Eröffnung von Teilverhandlungen 
zwischen Israel und seinen Nachbarländern zu 
fördern mit dem Ziel, durch einen erfolgreichen 
Verlauf der Jarring-Mission eine friedliche Rege- 
lung zu erreichen und zu garantieren: 

a) die weltweite Anerkennung aller Staaten die- 
ses Gebietes als souveräne Staaten innerhalb 
sicherer und anerkannter Grenzen, 

b) die Eingliederung des gesamten Nahen Ostens 
in ein ausgewogenes Wirtschaftsentwicklungs- 
programm, 

c) den Schutz aller Parteien durch die beteiligten 
Mächte vor jeder Verletzung dieser Verein- 
barungen, insbesondere durch die gegensei- 
tige Verpflichtung, sich entschieden gegen 
jede Form von Terror, Guerilla-Krieg oder 
andere subversive Tätigkeit zur Wehr zu 
setzen; 

6. eine Reihe von Maßnahmen zu prüfen, die darauf 
abzielen, die Spannungen zu vermindern, das ge- 
genseitige Mißtrauen zu verringern, dem Boykott 
ein Ende zu setzen und die Handelsbeschränkun- 
gen aufzuheben, den Suezkanal wieder für die 
internationale Handelsschiffahrt zu öffnen, die 
Koexistenz der Gemeinschaften zu fördern und 
schließlich den Weg für eine dauerhafte Lösung 
vorzubereiten. 
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